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c. Bevor die Delegation zu einem nach obigen Grundsäzen zu vereinbarenden Programme in der 
Konferenz ihre Zustimmung ertheilt, wird sie hiezu vorerst die Ermächtigung des Bundesrathes 
einholen.

-  VII. -

Der Bundesrath behält sich eine nachträgliche Instruktion über das Mass der schweizerischen 
Betheiligung an den eventuell weiter nothwendigen Leistungen der Subventionsstaaten bis zu dem 
Zeitpunkte vor, in welchem er sich über das neu zu vereinbarende Bauprogramm ausgesprochen 
haben wird. (Art. 6 ,c .)

Dagegen ermächtigt er die Delegation zu der vorläufigen Erklärung, dass man schweizerischer- 
seits geneigt sei, zur Ausführung eines ihr genehmen, neuen Bauprogramms weitere Leistungen zu 
übernehmen, insofern dieses in entsprechendem Masse auch von Seiten der ändern contrahirenden 
Staaten geschieht.

-  VIII. -

Die schweizerische Delegation wird beantragen, dass einstweilen Massregeln für die Fortfüh­
rung der Tunnelarbeiten getroffen werden und zu diesem Behufe die Zustimmung der ändern Ver­
tragsstaaten erwirken, dass die von der Gesellschaft nach Mitgabe des Genehmigungsbeschlusses 
ihrer Statuten bei der Bundeskasse deponirte Caution von zehn Millionen Franken, soweit dies 
nothwendig wird, zur Bezahlung der monatlichen Situationen des Tunnelbaues verwendet werden.
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3203. Gotthardbahnkonferenz

Eisenbahn- und Handelsdepartement. Bericht vom 14. Juni 1877

Nachdem die Gotthard-Konferenz in Luzern am 13. diess. ihre Endschaft er­
reicht hat und die herwärtige Delegation2 nach Bern zurükgekehrt ist erstattet 
Namens lezterer Hr. Bundesrath Schenk Bericht über den weitern Verlauf der 
Verhandlungen seit Erlass der nachträglichen Instruktion7,, wie sie unterm 9. 
diess. hierseits festgestellt worden. Er bespricht dabei hauptsächlich das Schluss­
protokoll4 über die Verhandlungen der Konferenz, das in der 8. Sizung vom 12. 
diess. angenommen worden und das diejenigen Propositionen zusammenfasst, 
welche die Zustimmung aller Delegirten oder einer Mehrheit derselben erhalten 
haben und zugleich die Modifikationen und Zusäze präzisirt, welche die 
Annahme obiger Propositionen zu dem Vertrage vom 15. Oktober 18695 
nothwendig macht.

Der wesentliche Inhalt desselben ist folgender:

1. Abwesend: Heer.
2. Nr. 117, A n m  3.
3. Vgl. E 1004 1 /109, Nr. 3088.
4. E 53/201.
5. AS 1869 -1872 , X, S. 5 5 5 -5 7 7 .
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Von den noch nicht eröffneten Linien des Gotthardbahnnezes werden zu­
nächst die Streken Immensee-Göschenen, Airolo-Biasca und Cadenazzo-Pino in 
Angriff genommen und auf den muthmasslichen Zeitpunkt der Eröffnung des 
grossen Tunnels (Ende September 1881) vollendet.

Der Bau der Linien Luzern—Immensee, Zug—Arth und Giubiasco—Lugano 
wird bis zu dem Zeitpunkt der Eröffnung der Linie Immensee-Pino verschoben. 
Will die Gotthardbahnunternehmung die eine oder andere dieser Linien vorher 
bauen, so hat sie hiefür dem Bundesrath einen besondern Finanzausweis zu lei­
sten, der die für den Bau der Linie Immensee—Pino bestimmten Mittel unberührt 
lässt.

Nach Eröffnung der Linie Immensee—Pino ist die Gotthardbahn-Unterneh- 
mung verpflichtet, den Bau der aufgeschobenen Linien so bald in Angriff zu neh­
men, als ihre finanziellen Verhältnisse es erlauben. Über diese Voraussezung 
sowie über die Reihenfolge des Baues der drei Linien entscheidet der Bundesrath.

Die in dem Vertrage vom 15. Oktober 1869 auf 85 Millionen festgestellte Sub­
vention wird von den drei Staaten um 28 Millionen Franken vermehrt, von wel­
cher Summe schweizerischerseits 8 Millionen und von Deutschland und Italien je 
10 Millionen übernommen werden.

Neben der in dem Vertrage von 1869 enthaltenen Verpflichtung, alle Vor­
schriften dieses Vertrages durch die Bahngesellschaft ausführen zu lassen, macht 
sich die Eidgenossenschaft im besondern anheischig, die Baupläne und Kosten­
devise zu prüfen und zu genehmigen und wenigstens alle drei Monate von der 
Gesellschaft einen Ausweis über die den Voranschlägen gemässe Verwendung 
der Mittel zu verlangen.

Die Repräsentanten der drei Staaten verpflichten sich, das Protokoll ihren 
Regierungen in empfehlendem Sinne vorzulegen. Die Regierungen werden bis 
zum 31. Julid. Js. den schweizerischen Bundesrath davon in Kenntnis sezen, ob 
sie das Protokoll genehmigen, in welchem Falle das Schlussprotokoll als Nach­
tragsvertrag zu der Konvention vom 15. Oktober 1869 unterzeichnet und den 
Kammern der drei Staaten zur Ratifikation unterlegt werden soll.

Sollte die Genehmigung des Schlussprotokolls von einer der drei Regierungen 
beanstandet werden, so hat der schweizerische Bundesrath ohne Verzug eine 
neue Konferenz zu berufen.

Mit dieser Berichterstattung verbindet die Delegation folgende Anträge:
1. Der Bundesrath nimmt von dem Schlussprotokoll sammt Bericht und Kon­

ferenzprotokollen vorläufig Kenntniss.
2. Den Regierungen der Kantone und den Direktionen der Eisenbahngesell­

schaften, welche sich an der Subvention von 20 Millionen betheiligt haben, wird 
von den Ergebnissen der Konferenz Kenntniss gegeben mit der Einladung, Dele- 
girte zu bezeichnen zu einer vom Bundesrathe in der ersten Hälfte Juli einzuberu­
fenden Konferenz behufs Besprechung der Frage, in welcher Weise die durch das 
Schlussprotokoll der Schweiz zugewiesene neue Subvention von 8 Millionen 
Frkn. aufgebracht werden könne.

3. Der Gotthardbahngesellschaft wird das Schlussprotokoll sammt zudienen­
den Konferenzprotokollen zur Vernehmlassung zugestellt namentlich bezüglich 
des nach dem Konferenzprojekte noch aufzubringende Privatkapitals.

Nach gepflogener Berathung werden diese Anträge genehmigt. Der dritte mit
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dem Zusaze, dass die Gotthardbahndirektion mit Rüksicht auf die Bestimmung 
der IX Konferenz eine bindende Erklärung darüber abzugeben habe, dass sie 
ohne Zustimmung des Bundesrathes an dem zwischen ihr und Hrn. Tunnelbau­
unternehmer Favre bestehenden Rechtsverhältniss bezüglich der Installationen 
zum Tunnel nichts ändern werde.
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Der schweizerische Gesandte in Berlin, A . Roth, 
an den Bundesrat

B Berlin, 25. Juni 1877

Ich kehre soeben vom Auswärtigen Amte zurück und beeile mich, Ihnen über 
meine Unterredung mit dem H. Staatssekretär v. Bülow Bericht zu erstatten.

Nachdem ich demselben die Note1 betreffend den Beitritt der Argentinischen 
Republik zum Weltpost-Verein übergeben und wir über diese Angelegenheit 
einige allgemeine Phrasen gewechselt, ergriff H. v. Bülow die Initiative in der 
Gotthardfrage und äusserte sich hierüber folgendermassen:

«Seitdem ich Sie zum letzten Male gesprochen, ist es mir gelungen, die Sache 
wesentlich zu fördern und ich freue mich Ihnen mittheilen zu können, dass sich die 
Reichsregierung entschlossen hat, den gesetzlichen Organen (Bundesrath und 
Reichstag) die Ratifikation eines Abkommens auf der Basis der Luzerner-Confe- 
renzbeschlüsse zu beantragen und zu empfehlen. Die bezügliche Mittheilung 
nach Bern wird erfolgen, sobald H. Hofmann, welcher für einige Tage nach Kis- 
singen gereist ist, zurück sein wird; wir werden dann H. Kinel beauftragen, die 
Sache abzufassen, jedenfalls nehme ich aber an, dass die Erklärung spätestens in 
der nächsten Woche abgegeben werden wird. Wir müssen nun unter der Hand 
auch noch mit H. Camphausen sprechen, ich denke aber, er werde keine Schwie­
rigkeiten machen und so dürfte also einstweilen die Sache ganz nach Wunsch des 
schweizerischen Bundesrathes und zwar, wie bemerkt, in nächster Bälde erledigt 
werden. Ich habe auch confidentiell mit H. de Launay gesprochen und ihm den 
dringenden Wunsch ausgesprochen, dass Italien bald nachfolge; zudem beauf­
trage ich anderseits H. v. Keudell in gleichem Sinne in Rom thätig zu sein und der 
dortigen Regierung mit Nachdruck auseinanderzusetzen, wie sehr es im Interesse 
des Unternehmens liegt, dass man italienischer Seits unser Beispiel rasch befolge, 
um endlich die Sache in Gang zu bringen. Was endlich die Spezialfrage der Ver­
wendung der Caution der Gotthardgesellschaft zur einstweiligen Weiterführung 
der Arbeiten betrifft, so habe ich dem General v. Röder bereits geschrieben, dass 
wir hiemit einverstanden seien.»

Ich ermangelte meinerseits nicht, au fs  Neue die hohe Wünschbarkeit einer 
möglichst beschleunigten Erklärung von Seiten der deutschen Regierung zu beto-

1. K I, 1747.
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